
Nachschlagewerk; ja 
Amtliche Sammlung: ja

ZPO § 128 Abs« 2

Das Einverständnis mit einer Entscheidung ohne mündliche. 
Verhandlung ist nicht frei widerruflich. Ob es dann wider­
ruflich ist, wenn eine wesentliche Änderung der Prozeßlage 
eintritt (BGHZ 11, 2 7, 32), bleibt dahingestellt.

LG Hamburg
BGH, Urt. v. 29. Oktober 1958 - V ZR 158/57 “ GLG Hamburg



V ZR 158/57
Verkündet am 29« Oktober 1958 
Hirth, Justizangestellter als 
Urkundsbeamter der Geschäfts­

stelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

der Witwe Emma von 
F| Hel in Hfl

Klägerin, Berufungsbeklagten und 
Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.'

die Firma Axel 
straße fP,

gegen

& Sohn in H

Beklagte, Berufungsklägerin und 
Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigter> Rechtsanwalt Prof.

hat der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die mündliche 
Verhandlung vom 29» Oktober 1958 unter Mitwirkung des Senats­
präsidenten Dr. Tasche und der Bundesrichter Schuster, Br. Rothe} 
Dr. Freitag und Br. Mattem 
für Recht erkannt:

I. Auf die Revision der Klägerin wird das den Parteien 
am 19» Juli 1957 an Verkündungs Statt zustellte Ur­
teil des 2. Zivilsenats des Hanseatischen Oberlan­
desgerichts zu Hamburg vom 13. Juli 1957 insoweit 
aufgehoben, als die Klage wegen eines Betrages von 
13 125 I*4 nebst Zinsen abgewiesen und die Klägerin 
2ur Tragung von mehr als 7/10 der Kosten verurteilt 
ist.
In diesem Umfang wird die Sache zur anderweiten Ver­
handlung und Entscheidung an das Berufungsgericht 
zurückverwiesen.

II. Im übrigen wird die Revision zurückgewiesen.
III. Von den Kosten des Revisionsverfahrens hat die Klä­

gerin 7/10 zu tragen, während die Entscheidung über 
die übrigen Kosten dem Berufungsgericht übertragen 
wird.

Von Rechts wegen



Tatbestand;

Die Klägerin bot der Beklagten in notarieller Urkunde
vom 22, Juli 1950 den Kauf ihres Grundstücks in 9 »

mm zum Preis von ^ 3  000 DM und gegen Übernah­
me von zwei Umstellungsgrundschulden an.

In der Einleitung der Urkunde erklärte die Klägerin:

uich, Frau Emma von Sp^MRMB)» • •• biete .... den Abschluß des folgenden Kaufvertrages an mit 
der Maßgabe, daß dies Angebot grundsätzlich un­
befristet und unwiderruflich ist, jedoch auto­
matisch erlischt, wenn es nicht von der Firma

& Sohn spätestens innerhalb eines Monats 
nach meinem Tode angenommen sein sollte, und mit 
der weiteren Maßgabe, daß die Firma S f l H N i  & Sotm vor Annahme des Angebots berechtigt sein soll, Zah­
lungen auf den Kaufpreis zu leisten.w
In § 2 des angebotenen Kaufvertrages heißt es u.a.:

ü2 c a) Auf den verbleibenden Restkaufpreis von 
DM ^20 000,- wird zunächst ein von der 
Käuferin an die Verkäuferin gewährtes Dar­
lehn von DM 120 000,- verrechnet,

b) auf den danach verbleibenden Restbetrag von 
EM 300 000,- zahlt die Käuferin am 1. Januar 
1952, 1953, 1951*, 1955 und 1956 je EM 30 0 0 0,- (in Worten: dreißigtausend Deutsche Mark) und

. am 1. Januar 1957, 1958 und 1959 je DM 50 000,- 
(in Worten: fünfzigtausend Deutsche Mark).

c) Das Restkaufgeld ist unverzinslich,

3* Sollten bei Abschluß dieses Vertrages Kaufpreis­
raten fällig geworden und noch nicht von der Käu­
ferin beza&tt worden sein,' so sind die fällig gewor- 

:.denen Raten bei Annahme des Angebots zu zahlen,v

In § 5 des angebotenen Kaufvertrages ist bestimmt
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"Die Auflassung des Grundstücks soll unverzüglich 
nach Abschluß des Vertrages vorgenommen werden; die 
Auflassungsniederschrift soll jedoch dem Grundbuch­
amt vom Notar erst eingereicht werden, wenn die Käu­
ferin nachgewiesen hat, daß der Kaufpreis voll bezahlt 
ist."

Am Tag der Beurkundung des Kaufangebots (22. Juli 1950) 
schlossen die Parteien mit Wirkung vom 1. August 1950 über 
das Grundstück einen privatschriftlichen Pachtvertrag.

Dieser sieht in § 3 b vors

"Das Vertragsverhältnis wird abgeschlossen auf unbe­
stimmte Zeit. Es endet, ohne daß es einer Kündigung 
bedarf, in dem Zeitpunkt, in-dem der Pächter Eigen­
tümer des Grundstücks werden sollte, bzw. einen Mo­
nat nach Tod der Verpächterin."
ln § 5 des Pachtvertrages heißt ess

"a) Als Gegenleistung für die Überlassung des Grund­
stücks nach den Bestimmungen des § 1 dieses Ver­
trages verpflichtet sich der Pächter, an die 
Verpächterin eine lebenslängliche Rente von 
DM 52 500,- (Zweiundfünfzigtausenfunfhundert 
Deutsche Mark) zu zahlen. Die Rente ist in 
gleichen monatlichen Teilbeiträgen von k 375»- DM 
fällig am 1 . eines jeden Monats zu entrichten.
Die Verpflichtung zur Zahlung der Rente beginnt 
mit dem 1» August 1950.

b) Sollte das Pachtverhältnis, aus welchem Grunde auch immer, vor Ablauf von fünf Jahren, d.h. 
vor dem 31. Juli 1955» enden, so ist der Pächter 
gleichwohl verpflichtet, die Rente bis zu diesem 
Termin zu zahlen; auch falls die Verpächterin vor­
her versterben sollte. Die Rente ist alsdann an 

* die Erben zu zahlen."

In § 7 des Pachtvertrages ist u.a. bestimmt:
"a) Zur Sicherung der durch diesen Vertrag übernomme­

nen Verpflichtungen gewährt der Pächter der Ver­
pächterin ein Darlehn von DM 120 000,- (hundert- 
zvanzigtausend Deutsche Mark). Das Darlehn ist
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bis zum Tode der Verpacht er in unkündbare Das 
Darlehn ist unverzinslich» Es ist durch Eintra­
gung -einer Grundschuld auf dem Grundstück an 
ran'gbereitester'Stelle:zu sichern.

b) Für den Fall* daß der Pächter ein ihm gleich­
zeitig gemachtes Angebot auf Ankauf des Grund­
stücks nicht annimmt, ist das Darlehn binnen 
einem Monat nach dem Tode der Verpachterin 
kündbar, und zwar unter Einhaltung einer:Kün­
digungsfrist von sechs Monaten auf das Ende 
eines Kalendervierteljahres.v

G) Für den Fall, daß der Pächter jedoch das Kauf­
angebot annimmt, ist das Darlehn auf den Kauf­
preis zu verrechnen."

In notarieller Urkunde vom 31, Oktober 1955 nahm die 
Beklagte das Kaufangebot an.

Mit Schreiben vom 3 . November 1955 teilte der Notar 
der Klägerin mit, daß der Restkaufpreis von 18O 000 DM bei 
ihm hinterlegt worden sei und unverzüglich nach Beurkundung 
der Auflassungserklärung ausgezahlt werden könne. Die Klä­
gerin war zu einer Auflassungserklärung nur unter dem Vorbe­
halt des § 5 zweiter Halbsatz des Kaufangebots bereit. Am 
1 1. August 1956 hat die Beklagte den Restkaufpreis beim 
Amtsgericht unter Verzicht auf Küoknahme zugunsten der 
Klägerin hinterlegt.

Die Beklagte hat ab 1 . November 1955 die Zahlung des 
Pachtzinses eingestellt und hinsichtlich der am 1. Januar 
1956 fälligen Kaufprei-srate die Klägerin auf den hinterleg­
ten Restkaufpreis verwiesen.

Die Klägerin ist der Ansicht, die Beklagte sei mit 
Rücksicht auf die in § 2 Nr. 2 b des Kaufvertrages verein-



barte Zahlung des Restkaufpreises zur Vorleistung nicht 
berechtigt« Sie verlangt von der Beklagten Zahlung des 
Pachtzinses für die Monate November 1955 bis Januar 1956 
(je 375 DM) und der am 1» Januar 1956 fälligen Kaufpreis­
rate von 30 000 DM und hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an sie 
lf3 125 DM nebst % Zinsen auf 8 750 DM 
seit Klagerhebung und weitere h % Zinsen 
auf 3^ 375 DM vom 1» Januar 1956 ab zu 
zahlen«

Die Beklagte hat beantragt, 
die Klage abzuweisen.

Sie trägt vor, die Klägerin verhindere den Eintritt 
der in § 3 Nr. 2 b des Pachtvertrages vorgesehenen Bedin­
gung für dessen Erlöschen, sodaß sie sich nicht darauf be­
rufen könne, das Eigentum an dem Grundstück sei noch nicht 
auf die Beklagte übergegangen. Die Beklagte hält sich zur 
Vorleistung nach § 271 Abs. 2 BGB für berechtigt, da weder 
der Kauf- noch der Pachtvertrag die Anwendung dieser Vor- 
schrift ausschließe«

Das Landgericht hat der Klage stattgegeben*
Das Berufungsgericht hat'im Termin vom *f. Dezember 1956 

eine Beweisaufnahme durchgeführt. Da die Klägerin, wie im 
Protokoll vermerkt, zu dem Ergebnis noch Stellung nehmen 
wollte, haben sich die Parteien in dem Termin mit schrift­
licher Entscheidung einverstanden erklärt. In einem gemein­
schaftlichen Schriftsatz vom 12. Januar 1957 haben sie dann 
wegen schwebender Vergleichsverhandlungen das Ruhen des Ver­
fahrens beantragt. Auf diesen Antrag hat das Berufungsge­
richt ohne ausdrückliche Entscheidung Fristen verfügt. Da



-  6 -

eine vergleichsweise Regelung gescheitert ist, hat die 
Beklagte mit'Schriftsätzen vom April und vom 10. Juli 
1957 um .Erlaß der schriftlichen Entscheidung gebeten, wäh- 
.rend die Klägerin mit Schriftsatz vom 20. Juni 1957 der 
schriftlichen Entscheidung widersprochen und die Wieder­
eröffnung der mündlichen Verhandlung beantragt, im übrigen 
aber auch zum Ergebnis der Beweisaufnahme vom *+. Dezember 
19!?6 Stellung genommen hat.

Das Berufungsgericht hat mit im schriftlichen Verfah­
ren ergangenem und den Parteien am 19» Juli 1957 zugestell­
tem Urteil vom 1 3 . Juli 1957 das Urteil des Landgerichts 
abgeändert und die Klage abgewiesen.

Mit der Revision erstrebt die Klägerin Wiederherstel­
lung des Urteils des Landgerichts.

Die Beklagte beantragt Zurückweisung der Revision.

Entscheidungsgründe;

I. .
Die Revision rügt zunächst Verletzung des § 128 Abs. 2 

ZPO, weil das Berufungsgericht ungeachtet des Widerrufs 
des Einverständnisses durch die Klägerin im schriftlichen 
Verfahren entschieden habe.

Die Rüge ist nicht begründet.
Die Vorschrift, daß das Gericht mit Einverständnis 

der Parteien ohne mündliche Verhandlung entscheiden kann, 
findet sich erstmalig in eingeschränkter Form in § 23 der 
Bekanntmachung zur Entlastung der Gerichte vom 9. September 
1915 (RGBl 562). Wie sich aus dem Wortlaut dieser Vorschrift
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ergibt, war damals offensichtlich an die Ersparung einer 
nurmehr formalen Schlußverhandlung gedacht- Den heutigen 
Wortlaut erhielt die Vorschrift durch die Verordnung zur 
Beschleunigung des Verfahrens in bürgerlichen Rechtsstreitig­
keiten vom 22. Dezember 1923 (RGBl I 1239)? durch deren'Art»
I A 2 sie als §23 a Satz 1 in die erwähnte Bekanntmachung 
eingefügt wurde» In der auf Grund der Ermächtigung in Art* I 
B der Verordnung vom 22» Dezember 1923 ergangenen Bekannt­
machung zur Entlastung der Gerichte vom 13» Mai 192b (RGBl I 
552) ist. die Vorschrift als § 7 Satz 1 enthalten» Von dort 
wurde sie durch Art» 2 Nr. I1* des Vereinheitlichungsgesetzes 
vom 12. September 1950 (BGBl ^55) als Abs» 2 des § 128 in 
die Zivilprozeßordnung übernommen, ohne daß damit eine sach­
liche Änderung verbunden war (Bülow SJZ 1950, 715, 717)»

Cb das Einverständnis aus § 128 Abs. 2 ZPO bis zur 
Entscheidung Jederzeit frei, also ohne Vorliegen besonderer 
Gründe widerrufen werden kann, ist (wie dies schon bei der 
Geltung der entsprechenden früheren Vorschrifteh der Pall 
war) umstritten (bejahend OLG Nürnberg JW 1929? 872 Nr» 13; 
KG.JW 1932, 1981; OLG München HRR 1938, 6 9 6; Stein/Jonas/ 
Schönke ZPO 1 8» Aufl» § 128 Anm. B IX 3; Sydow/Busch ZPO 
22» Aufl* § 7 EntlVO Anm. 2; Wieczorek ZPO § 128 Anm» J II 
c 5; Söller ZPO 7. Aufl. § 128 Anm» 2; Heinsheimer JW 1915,
138^5 Volkmar JW 192>+, 17; de Boor ZZP 51, 805 Seuffert/ 
Walsmann ZPO § 7 EntlVO Anm. 2 Anhang zu § 128; ferner grund­
sätzlich bejahend Rosenberg, Lehrbuch des deutschen Zivilprozeß­
rechts 7 . Aufl. § 108 II 1 c 8» 507; verneinend OLG Hamburg 
NJW 195*+, 516; Baumbach/Lauterbaeh ZPO 25» Aufl» § 128 Anm. 5 c5| 
Zöller ZPO 8 . Aufl. § 128 Aiim. 2; Nikisch, Zivilprozeßrecht 
§ 78 II h 3. 308; Goldschmidt, Die neue Zivilprozeßordnung 
§ 7 EntlVO Anm. 2 und § 3*+9 Anm. 3 -b unter Hinweis auf 
Warneyer, Kriegsgesetze 1917, 2 3 6; Reinberger, Recht 192*t,
69, 76/7 7; feTner grundsätzlich verneinend Schönke/Schröder/ 
Niese, Zivilprozeßrecht 8 . Aufl. § 8l III 2 S. 3 6 6).
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Der Bundesgerichtshof hat zu der Streitfrage noch 
nicht abschließend Stellung genommen» Er hat in BGHZ 11,
27? 32 lediglich dahin entschieden, daß die Parteien ihr 
Einverständnis mit einer Entscheidung ohne mündliche Ver­
handlung widerrufen können, wenn eine wesentliche..Änderung 
der Prozeßlage eintritt (die in dem der Entscheidung zu 
Grunde liegenden Palle darin erblickt wurde, daß nach Ab­
gabe der Einverständniserklärung einmal der Klageantrag 
erweitert worden ist und zum anderen die Kläger den bis 
dahin von einem Treuhänder geführten Rechtsstreit aufge­
nommen haben), im übrigen aber, wenn also nach der Abgabe 
der Einverständniserklärung eine wesentliche Änderung der 
Proseßlage nicht eintritt, die Frage der Widerruflichkeit 
des Einverständnisses offen gelassen. Bei der Bejahung der 
Widerruflichkeit des Einverständnisses hat auch das Ober­
landesgericht Celle (MDR 195^? 302) auf die Veränderung 
der Prozeßlage abgestellt, die es deshalb angenommen hat, 
weil nach seiner Auffassung die tatsächliche Erledigung des 
Rechtsstreits die Erhebung einer Widerklage als zweckmäßig 
erscheinen ließ. Entsprechend sind Schönke/Schröder/Niese 
(aaO) bei grundsätzlicher Ablehnung der Widerruflichkeit 
des Einverständnisses der Meinung, daß bei wesentlicher 
Änderung der Prozeßlage, für die sie als Beispiel die Auf­
findung neuer Beweismittel anführeri, die Widerruflichkeit 
des Einverständnisses zuzulassen sein werde■

Die Meinung, das Einverständnis aus § 128 Abs. 2 ZPO 
könne jederzeit frei widerrufen werden, wird - wenn über­
haupt - damit begründet, daß unter Einverständnis im Sinne 
dieser Vorschrift nicht Zustimmung, sondern ein Zustand (näm­
lich das Einverstandensein) zu verstehen sei und dieser Zustand 
des Einverständnisses bei der Entscheidung bestehen müsse 
(Stein/Jonas/Schönke aaO; ebenso wohl auch Sydow/Busch aaO$ 
Volkmar aaQ| a.K. Goldschmidt aaO § 7 EntlVO Anm. 2 mit der
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Begründung, daß das Einverständnis nicht ein Zustand, sondern 
eine Erklärung sei)« Damit soll offenbar gesagt werden, daß 
die.Parteien, wenn sie dem Gericht ihr Einverständnis er­
klären, ihm nur ihr Kinverstandensein, da es als geistiger 
Zustand der unmittelbaren Wahrnehmung entzogen ist, zum 
Ausdruck bringen und das Gericht von dem Fortbestehen dieses 
Einverstandenseins nur solange ausgehen kann, als nicht 
eine weitere Parteierklärung den Wegfall des Einverständ­
nisses, da es als Änderung eines geistigen Zustands eben­
falls der unmittelbaren Wahrnehmung entzogen ist, dem Ge­
richt erkennbar macht. Gegen eine solche Auslegung des 
Wortes Einverständnis spricht jedoch, daß sie einen Unsicher­
heit sfaktor in sich trägt. Sie würde nämlich die schwierige 
Frage aufwerfen, wie zu entscheiden wärej wenn eine Par­
tei nach Erlassung der Entscheidung oder gar nach Zustel­
lung der Urteilsformel nach § 310 Abs, 2 ZPO auf den Wegfall 
ihres Einverständnisses sich berufen, insbesondere wenn 
aus dem den Widerruf des Einverständnisses enthaltenden, 
aber erst nachträglich eingegangenen Schriftsatz sich er­
geben würde, daß das Einverständnis schon vor der Entschei­
dung nicht mehr bestanden hat. Eines näheren Eingehens hierauf 
bedarf es aber nicht, weil .der Senat, auch'wenn der Ausle­
gung des Wortes Einverständnis in dem vorerwähnten Sinne 
beizutreten wäre, hieraus allein die Widerruflichkeit des 
Einverständnisses nicht zu entnehmen vermöchte.

Es liegt nun nahe,’ für die Entscheidung der umstritte­
nen Frage Anhaltspunkte in anderen Vorschriften der Zivil­
prozeßordnung zu suchen, in denen ebenfalls das Einverständnis 
der Parteien für den weiteren Verlauf des Verfahrens von Be­
deutung ist. In Betracht kommt hier in erster Linie die Vor­
schrift des § 3*+9 Abs, 3 ZPO, nach welcher der Einzelrichter 
bei Streitigkeiten über vermögensrechtliche Ansprüche im 
Einverständnis beider Parteien anstelle des Prozeßgerichts
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entscheiden kann. Soweit zur Frage der Widerruflichkeit 
des 'Einverständnisses in dieser Vorschrift überhaupt Stel­
lung genommen wird, ist sie jedoch ebenso umstritten wie 
die Frage der Widerruflichkeit des Einverständnisses in 
§ 128 Abs, 2 ZPO (bejahend Stein/Jonas/Schönke aaO § 3^9 
Anm. VII; Sydow/Busch aaO § 3^9 Anm, 1*+; Wieczorek aaO § 3l+9 
Anm, C II a; Sonnen GruchBeitr 6 7, V7U, 515 mit zahlreichen 
weiteren Nachweisen; verneinend Baumbach/Lauterbach aaO 
§ 3^9 Anm. *+; Goldschmidt aaO § 3^9 Anm. 3 b; ferner, obwohl 
für die Widerruflichkeit des Einverständnisses in § 128 
Abs, 2 3GB eintretend, Rosenberg aaO § 109 IV 1 S. 513;
3euffert/Walsmann aaO § 3*+9 Anm. 5? letztere mit der Be­
gründung, daß alle derartigen eine Kompetenz begründenden 
Erklärungen, wenn sie im Prozeß abgegeben werden, nicht wider­
ruflich seien; vgl. auch Püschel, Der Einzelrichter und seine 
Zuständigkeit 8 , *f0 ff).

Die Einigung der Parteien war weiterhin in zwei Vor­
schriften der bis. 1933 geltenden Fassung der Zivilprozeß­
ordnung von Bedeutung, nämlich in § *f50 (Erweiterung der 
Zulässigkeit der Zuschiebung und Zurückschiebung des Eides, 
wenn u.a. die Parteien in Betreff des zu leistenden Eides 
einig waren) und in § M>1 (Anordnung des Eides durch Beweis­
beschluß, uiav-wenn die Parteien über die Erheblichkeit und 
die Norm des Eides einverstanden waren). Doch auch hier 
war die Frage der Widerruflichkeit, zum Teil auf Grund dersel­
ben Erwägungen, auf die sich die in der Frage der Widerruf­
lichkeit des Einverständnisses nach § *128 Abs. 2 ZPO gegen­
sätzlichen Meinungen stützen, umstritten (bejahend Förster/
Kann ZPO 3» Aufl. § ^61 Anm. 1 a in Verbindung mit § *+50 Anm. 1; 
Stein/Jonas ZPO 12. Aufl. § ^50 Anm. II; OLG Bamberg OLG 2,
1^9; Hoffmann, GruchBeitr 27, 17 7, 189 ff; Walsmann ZivArch 
102, 1, 150/1515 verneinend RG Recht 1912 Nr. 1059 und 1060
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zu § ^olf Bach, Die Zuschiebung und Zurückschiebung des 
Sides an Dritte S. 29)« Aus der die Widerruflichkeit ver­
neinenden Rechtsprechung des Reichsgerichts (aaO) vermag 
der Senat für die hier zu entscheidende Frage nichts zu 
entnehmen, weil das Reichsgericht seine Auffassung auf die 
Besonderheiten der damaligen Vorschriften über den Partei­
eid und die dazu von ihm entwickelte Rechtsprechung gestützt 
hat.

Schließlich bestimmt die Vorschrift des § M +7 ZPO (in 
der heutigen Fassung), daß das Gericht über eine streitige 
Tatsache auch die beweispflichtige Partei vernehmen kann, 
wenn eine Partei es beantragt und die andere damit einver­
standen ist«, Hier wird zwar, wenn auch ohne oder ohne nähere 
Begründung, die Widerruflichkeit auch von Vertretern der 
freien Widerruflichkeit des Einverständnisses nach § 128 
Abs, 2 BGB verneint (Stein/Jonas/Schönke aaO § M +7 Anm» I 
2; Sydow/Busch aaO § Mf7 Anm, 1; Wieczorek § Mt7 Anm, A II; 
Rosenberg aaO § 121 II 3 S» 57*0 ® Der Senat vermag aber 
auch hieraus die streitige Frage nicht im Sinne der Unwider­
ruflichkeit zu entscheiden, weil die Vorschrift des § Mf7 noch 
nicht in der Zivilprozeßordnung enthalten»war, als das mit 
Einverständnis der Parteien eine Entscheidung ohne mündliche 
Verhandlung ermöglichende Verfahren eingeführt wurde.

Der Senat vermag auch nicht der für die Unwiderruflich­
keit des Einverständnisses gegebenen Begründung beizutreten, 
das Einverständnis stelle, da es Voraussetzung für den Über­
gang in das schriftliche Verfahren sei, eine das Verfahren 
gestaltende Prozeßhandlung dar, Prozeßhandlungen dieser Art 
seien aber grundsätzlich unwiderruflich. Dieser Grundsatz 
ist zwar von der Rechtslehre entwickelt worden (vgl. Baum- 
bach/Lauterbach aaO Grundzüge 5 G vor § 128} Schönke/Schröder/ 
Kiese aaO § 31 II 1 S. 1^7} SeuffertA/alsmann aaO Vorbem. k a 
vor § 128), in der Zivilprozeßordnung jedoch nicht ausnahmslos
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durchgeführt (siehe z.B. die Klagerücknahme in § 271 Abs» 1 
ZPO). Die Streitfrage kann deshalb auch hieraus nicht ent­
scheidend im Sinne der Unwiderruflichkeit des Einverständnis­
ses entschieden werden.

Ergeben sich somit für die Entscheidung der streitigen 
Frage weder aus dem Wortlaut des § 128 Abs. 2 BGB und des­
sen Vorgeschichte noch aus dem Vergleich mit anderen gesetz­
lichen Vorschriften ausreichende Anhaltspunkte, so muß die 
Entscheidung, wie auch der Prozeßbevollmächtigte der Beklag­
ten in der mündlichen Verhandlung hervorgehoben hat, aus dem 
Zweck des schriftlichen Verfahrens getroffen werden. Dieser 
geht nach dem schon aus den Überschriften der gesetzlichen 
Vorschriften, die das schriftliche Verfahren eingefUhrt 
und erweitert haben, zu entnehmenden Willen des Gesetzgebers 
eindeutig dahin, die Gerichte zu entlasten und das Verfahren 
zu beschleunigen. Dem würde aber ein jederzeit möglicher 
freier Widerruf des Einverständnisses widersprechen, da er 
eine oder eine weitere mündliche Verhandlung erforderlich 
macht und dadurch gleichzeitig das Verfahren verzögert wie 
auch die Belastung des Gerichts vergrößert. Hiergegen kann auch 
nicht entscheidend der Umstand ins Gewicht fallen, daß, wenn 
das Gericht entsprechend dem Zweck des schriftlichen Verfahrens 
vorgeht, in der Hegel schpn alsbald nach Eingang der Einver- 
ständniserklärungen der für die schriftliche Entscheidung 
ausgearbeitete Urteilsentwurf vorliegt und dieser dann für 
die auf Grund der mündlichen Verhandlung zu verkündende 
Entscheidung verwertet werden kann. Denn es verbleibt auf 
jeden Fall die Notwendigkeit einer oder einer weiteren münd­
lichen Verhandlung und, wenn diese nicht alsbald anberaumt 
werden kann, die weitere Notwendigkeit, daß das Gericht nach 
mehr oder weniger langer Zeit sich noch einmal mit derselben 
Sache befassen muß und dann, wenn inzwischen ein Richterwech­
sel stattgefunden hat, sogar vollständig in allen Einzelheiten.
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Die Parteien können allerdings auch im schriftlichen Ver­
fahren noch weitere Schriftsätze einreichen, die auch 
nach Ablauf einer hierfür gesetzten Prist noch berücksich­
tigt werden können (BGHZ 11, 27, 31 im Anschluß an RGZ 
151» 193j 195)? und damit die Umarbeitung eines bereits 
gefertigten Urteil sen tvrnrfs notwendig machen. Dies kann 
das Gericht aber auf ein Mindestmaß einschränken, wenn es, 
viie es dem Zweck des schriftlichen Verfahrens entspricht, 
alsbald nach Eingang der Einverständniserklärungen die Ent­
scheidung erläßt und die Urteilsformel nach § 310 Abs. 2 
ZPO den Parteien zustellt. Für die Widerruflichkeit des 
Einverständnisses spricht auch nicht, daß die Entscheidung 
ohne mündliche Verhandlung zum Teil sehr erheblich verzö­
gert wird (in der gleichzeitig verhandelten Sache V ZR 111/55 
war sie nach fast 10 Monaten noch nicht ergangen5 die ihr 
Einverständnis widerrufende Partei erstrebte dort mit ihrem 
Widerruf dann aber nicht eine Beschleunigung des Verfahrens, 
nämlich einen baldigen, sondern einen weit hinaus liegenden 
Termin für die mUndliche Verhandlung, also eine weitere 
Hinaussögerung der Entscheidung); denn eine solche Ver­
zögerung widerspricht dem Zweck des Gesetzes, und nach den*
Erfahrungen des Senats ist sie auch nur bei einzelnen Ge­
richten - bei diesen dann allerdings häufig - zu beobachten.
Bei der Auslegung eines Gesetzes kann aber nicht von uner- 
freiilichen Erscheinungen bei nur einzelnen Gerichten, sondern 
muß von einem Verfahren ausgegangen werden, wie es im allge­
meinen von allen Gerichten gehandhabt wird und wie es auch 
dem Willen des Gesetzgebers entspricht.

Pür die schon aus dem Zweck des schriftlichen Verfahrens 
sich ergebende Qnwiderruflichkeit des Einverständnisses 
spricht vor allem entscheidend, daß durch das Einverständnis 
der Parteien für das Gericht die Grundlage für ein besonderes 
Verfahren geschaffen wird, diese Grundlage aber, soll sie 
nicht allzu unsicher sein (Nikisch aaO), nicht der Gefahr ihres
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jederzeitigen Wegfalls ausgesetzt werden darf. Mit dem 
Zweck des Gesetzes, eine Entlastung'der Gerichte und eine 
Beschleunigung des Verfahrens zu erreichen, wäre es nicht 
vereinbar, wenn die Parteien durch freien Widerruf ihres 
Einverständnisses die sachliche Arbeit des Gerichts jeder­
zeit stören könnten. Solchen Störungen würde mit dem Ge­
sichtspunkt eines etwaigen Verstoßes gegen Treu und Glauben 
(Johannsen bei LK zu § 128 ZPO Nr. 2) nicht ausreichend begeg­
net werden können und die Zulässigkeit einer Entscheidung 
ohne mündliche Verhandlung damit auch auf einen sehr unsi­
cheren und damit für ein gerichtliches Verfahren höchst 
ungeeigneten Rechtsboden gestellt. Haben sich die Parteien 
daher mit dem schriftlichen Verfahren einverstanden erklärt, 
so sind sie daran gebunden (im wesentlichen ebenso Gold­
schmidt aaO und Reinberger aaO).

Die umstrittene Frage ist somit dahin zu entscheiden, 
daß das Einverständnis nach § 128 Abs. 2 ZPO nicht frei wider­
ruflich ist. Ob eine Ausnahme hiervon dann zu machen ist, 
wenn eine wesentliche Änderung der Proseßlage eintritt 
(BGHZ 11, 27, 32), kann dahingestellt bleiben, da eine solche • 
Änderung der Prozeßlage hier nicht gegeben ist. Nach den 
Feststellungen des Berufungsgerichts hält sich der. ergän­
zende Vortrag der Klägerin in ihrem Schriftsatz vom 20. Juni 
19!?6 in demjenigen Rahmen, wie ihn die Klägerin im Verhand­
lungstermin vom Dezember 19J>6 sich Vorbehalten hatte.
Er enthält also nur eine Stellungnahme zu dem Ergebnis der 
Beweisaufnahme. Die Revision meint allerdings, der Schrift­
satz enthalte einen weiteren Vortrag der Klägerin. Daß sich 
aus ihm aber Anhaltspunkte für die Annahme einer wesentlichen 
Änderung der Prozeßlage ergeben, wird von der Revision nicht 
geltend gemacht und ist aus dem Schriftsatz auch nicht ersicht­
lich. Auch der Umstand, daß die Parteien gemeinsam das Ruhen 
des Verfahrens wegen schwebender Vergleichsverhandlungen bean-
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tragt haben, kann eine wesentliche Änderung der Prozeß­
lage nicht begründend Entgegesteht schon, daß das Beru­
fungsgericht auf den gemeinsamen Antrag nicht das Ruhen 
des Verfahrens angeordnet, sondern lediglich Wiedervorlage­
fristen verfügt hat. Aber auch wenn das Berufungsgericht 
gemäß § 25l das Ruhen des Verfahrens angeordnet hätte, so 
könnte darin eine wesentliche Änderung der Prozeßlage 
nicht gesehen werden, weil ein Verfahren, dessen Ruhen an­
geordnet wurde, von jeder Partei und, von der Einschränkung 
des § 2?1 Abs. 2 ZPO abgesehen, auch jederzeit wieder auf­
genommen werden kann und dann mit dem Prozeßstand weiterge­
führt wird, in dem es sich vor der Anordnung des Rühens be­
funden hat.

Die Revision meint noch unter Bezugnahme auf BGHZ 1 8 ,
61,das angefochtene Urteil müsse allein schon auf Grund der
unterlassenen mündlichen Verhandlung aufgehoben werden,
weil hierdurch das Gespräch der Parteien mit dem Gericht
unterbrochen worden sei. Diese Meinung findet jedoch in
der erwähnten Entscheidung, die in ihrem hierfür etwa in
Betracht kommenden Teil lediglich die Vorteile einer münd-%liehen »Verhandlung herausstellt, keine Stütze, Soweit die 
Meinung der Revision, wie in der Revisionsbeantwortung ange­
nommen wird, gegen das schriftliche Verfahren als solches 
gerichtet ist, steht ihr das geltende Recht entgegen, das 
mit der Zulassung einer Entscheidung ohne mündliche Verhand­
lung in § 128 Abs» 2 ZPO gerade den das Verfahren sonst be­
herrschenden Grundsatz der Mündlichkeit durchbrochen hat 
(BGHZ 11, 27, 30).

II.

1, In sachlicher Hinsicht geht der Streit der Par­
teien darum, ob die Beklagte berechtigt war, die restli­
chen Kaufpreisraten früher als in § 2 Nr. 2 b  des Kaufvertrages
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vorgesehen zu bezahlen. War dies der Fall, dann hat die 
Klägerin durch die Verweigerung der Annahme der restlichen 
Kaufpreisraten den Eigentumserwerb der Beklagten an dem 
Grundstück (der nach Maßgabe des § 5 des Kaufvertrages zu 
erfolgen hat) und damit die hierdurch nach § 3 b des Pacht­
vertrages eintretende Beendigung des Pachtvertrages verhin­
dert.

2. Nach der auf die Fassung der beiden Verträge und 
auf das Ergebnis der Beweisaufnahme gestützten Auffassung 
des Berufungsgerichts war die Beklagte zu vorzeitiger Zah­
lung der restlichen Kaufpreisraten berechtigt.

a) Das Berufungsgericht geht bei seinen Erwägungen
davon aus, daß die Bestimmung des § 2 Nr, 2 b des Kaufan­
gebots für sich allein gesehen nichts darüber erkennen lasse, 
daß die Ratenzahlungsbestimmungen etwa zugleich zu Gunsten 
der Klägerin getroffen werden sollten und daß eine dahinge­
hende Auslegung sich nur aus dem Verlauf der Gesamtverhand­
lungen, insbesondere unter Berücksichtigung der Bestimmun­
gen des gleichzeitigen Pachtvertrages herleiten lassen 
könnte, der nach der Sachlage und nach dem übereinstimmen­
den Vortrag der Parteien sowie nach den Aussagen der Per­
sonen, welche die Verhandlungen geführt haben (Zeuge 
Rechtsanwalt Dr. für die Klägerin und
Zeuge Grundstücksmakler Neht für die Beklagte), als Teil
des Gesamtvertragswerkes mit zu würdigen sei.

b) Das Berufungsgericht befaßt sich insoweit zunächst 
mit der Bestimmung des § 5 a des Pachtvertrages, nach der 
die Klägerin als Gegenleistung für die Überlassung des Grund­
stücks eine ^lebenslängliche11 Rente erhalten soll. Es führt 
insoweit aus:
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Wenn die Klägerin diese Vertragsbestimmung dahin aus­
gelegt wissen wolle, daß in Wahrheit nicht die einzelnen 
PachtZahlungen, sondern Kaufpreiszahlungen die Rente hätten 
dar st eilen sollen, so sei unverständlich, daß in dein Pacht­
vertrag nicht irgendwie die Raten des Kaufvertrages zeit­
lich berücksichtigt worden seien- Ftir die Auslegung der 
Klägerin ergäben sich auch weder aus dem Inhalt des Pacht­
vertrages noch des Kaufangebots irgendwelche Anhaltspunkte? 
denn zwischen den Kaufpreisraten und den echt Zahlungen sei 
klar unterschieden worden- Gerade vom Standpunkt der Klä­
gerin aus, demzufolge die»Kaufpreisraten jedenfalls erst 
1959 auslaufen sollten, würde in diesem Zeitpunkt das Eigen­
tum auf die Beklagte übergehen und damit eine Fortsetzung 
der PachtZahlungen entfallen» Der in § 5 a des Pachtvertrages 
niedergelegte Begriff ’'lebenslänglich11 müsse im übrigen im 
Zusammenhang mit der folgenden Regelung in § 5 b gewürdigt 
werden, wonach das Pachtverhältnis keinesfalls vor Ablauf von 
5 Jahren enden sollte«

Diese Regelung lasse, was auch der Bekundung der Zeu­
gen entspreche, erkennen, daß man seinerzeit einen Tod der 
Klägerin in absehbarer Zeit als möglich unfc eine Sicherung 
der Pachtzinszahlungen auf die Dauer von 5 Jahren bereits zu­
gunsten der Erben für ausreichend gehalten habe«. Diese Kin- 
destdauer des Pachtvertrages sei mit dem 31* Juli 1955 abge- 
laufen« Dann gewinne aber § 3 b des Pachtvertrages maßgebende 
Bedeutung, wonach das Vertragsverhältnis auf unbestimmte Zeit 
abgeschlossen werde, aber ohne Kündigung in dem Zeitpunkt 
ende, in dem die Pächterin Eigentümerin des Grundstücks werde 
bzwo einen Monat nach dem Tod der Verpächterin. Die wechsel­
seitige Bedingtheit der beiden Verträge voneinander in der 
Weise, daß die Pachtzinszahlungen mit dem Übergang des Eigen­
tums auf die Beklagte erlöschen, werde auch von der Klägerin 
in ihrem letzten Schriftsatz vom 20, Juni 1956 hervorgehoben«
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Der Ausdruck 1!lebenslänglicheü Rente in § 5 a des Pacht­
vertrages habe hiernach keine erkennbar gewordenen Aus- . 
Wirkungen auf die Bestimmungen des gleichzeitig abgegebenen 
Kaufangebots* Kr stehe allein und lasse insbesondere im Ver­
gleich zu § 5 b des Pachtvertrages zwanglos die Deutung 
zu, man habe diesen Begriff auf Wunsch der Klägerin bei­
behalten, weil man ihre Lebensdauer für beschränkt gehal­
ten habe, ohne aber weitere rechtliche Folgerungen daraus 
zu ziehen.

Dafür, daß in dem Kaufangebot eine abschließende Re­
gelung der gegenseitigen Pflichten und Rechte . der Kaufpart­
ner als solcher getroffen werden sollte, gebe auch § 7 des 
Pachtvertrages einen gewissen Anhalt, wonach die Beklagte 
der Klägerin ein Darlehen von 120 000 IK gewährt habe, 
das grundsätzlich bis zum Tode der Klägerin unkündbar sein, 
aber bei Annahme des Kaufangebots auf den Kaufpreis verrech­
net werden sollte. Die Unverzinslichkeit der Kaufpreisraten 
im übrigen sei durch die Zinslosigkeit dieses Darlehens auf­
gewogen, sodaß eine Folgerung darauf, man sei von einer 
fortbestehenden ^lebenslänglichen" Kaufpreisrente' ausgegan­
gen, auch hier nicht gezogen werden könne.

c) Das Berufungsgericht führt weiter auss
Soweit hiernach in dem Wortlaut der beiden Verträge 

eine "Unklarheit" verblieben sei, wie der Zeuge Dr.
meine, beziehe sich diese jedenfalls nur auf die 

Fortdauer der Pachtzahlungen bei vorzeitigem Kigentumsüber- 
gang, nicht aber auf den Inhalt des Vertragsangebots für 
den Kaufvertrag an sich. Daß die Klägerin sich nicht darauf 
berufen könne, ihre Wünsche seien in dem "Vertragsangebot0 
nicht genügend berücksichtigt worden, ergebe sich weiter­
hin aus dem Gesamtverlauf der Vorverhandlungen. Angesichts



- 1 9 -

des anfänglichen Zögerns der Beklagten, sich für das Grund­
stück der Klägerin zu entschließen, sei die Darstellung des 
Zeugen N | ^  durchaus glaubhaft, der Beklagten sei es zunächst 
nur auf einen Pachtvertrag angekommen, weil sie sich finan­
ziell noch nicht habe binden wollen; sie habe vor allem Wert 
darauf gelegt, sich den Termin für eine etwaige Annahme des 
Verkaufsangebots selbst auszuwählen. Demgegenüber habe aller­
dings der Zeuge Dr. den Gedanken an eine
Rente in dem Pachtvertrag insbesondere dadurch aufrecht er­
halten, daß in § 5 b die Schutzklausel bis zum. 31» Juli 1955 
aufgenommen worden sei. Insoweit sollten sogar die Erben gegebe­
nenfalls noch in den Genuß der laufenden Zahlungen kommen,, Aber 
gerade diese:. Sonderregelung spreche gegen eine Vereinbarung 
zugunsten der Klägerin über die Kaufpreisregelung hinaus, so­
fern sie diesen Zeitpunkt erleben würde. Die Auffassung des 
Zeugen daß mit der abschließenden Fassung des Pacht­
vertrages die Forderung nach einer unbefristeten vlebens- 
länglichenfr Rente in Wegfall gekommen sei, sei daher nur 
folgerichtig. Der Zeuge Dr. gebe die Unklarheit)
dieser Wendung zu» Wenn er es als sein Ziel bezeichnet habe, 
durch die Pachtzahlung einen höheren Kaufpreis ,rersetzenv zu 
wollen, so sei dies jedenfalls in den Vertragsurkunden nicht 
zum Ausdruck gekommen-»

3» Die Revision rügt zunächst Verletzung des § 271 Abs. 2 
BGB. Sie meint unter Bezugnahme auf BGH MDR 1951? 26 (= LH 
§ 3ö2 Nr. 1 = NJW 1951, 23 = JZ 1951,. 17), diese Vorschrift 
könne dann nicht angewendet werden, wenn der Gläubiger ein 
Interesse daran habe, daß die Leistung nicht vorzeitig er­
bracht werde. Das Berufungsgericht habe daher nur zu prüfen 
gehabt, ob die Klägerin, wenn die restlichen Kaufpreisraten 
vorzeitig bezahlt werden, einen Nachteil erleide» Dies sei 
aber der Fall, da die Klägerin bei vorzeitiger Zahlung der
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Kaufpreisraten erheblich weniger bekomme als bei Einhal­
tung der im Kaufvertrag bestimmten Zahlungstermine.

Hiermit kann die Revision jedoch keinen Erfolg haben.
Die Vorschrift des § 271 Abs. 2 BGB ist zwar lediglich 

eine Auslegungsregel, die dann nicht gilt, wenn etwas ande-. 
res vereinbart ist oder wenn Treu*, und.' Glauben eins andere Aus­
legung erfordern (Soergel BGB 8 . Aufl. § 271 Anm„ 1), eine 
Verkehrssitte entgegensteht (BGB RGRK 10. Aufl. § 271 Anm. 3) 
oder aus dem erklärten oder den Umständen zu entnehmenden 
Willen der Parteien sich etwas anderes ergibt (Staudinger 
BG3 9. Aufl. § 273 Anm. 3)-= Das Berufungsgericht hat jedoch, 
wie sich aus dem Zusammenhang der Urteilsgründe ergibt und 
von ihm am Schluß seiner tatsächlichen Würdigung (BU S. 25) 
auch ausdrücklich hervorgehoben wird, weder aus dem Inhalt 
der Verträge noch aus den Vertragsverhandlungen hinreichen­
de Anhaltspunkte dafür entnehmen können, daß die in § 2 Nr. 2  
b des Kaufvertrags festgelegten Zahlungstermine auch zugun­
sten der Klägerin vereinbart wurden.

Dem steht die von der Revision erwähnte Entscheidung 
des Bundesgerichtshofs auch dann nicht entgegen, wenn sie 
sich nicht nur auf die Zulässigkeit von Zahlungen kurz vor 
der Währungsreform und damit auf einen besonderen Sachverhalt 
bezog, sondern, wie die Revision meint, in Anknüpfung an den 
entschiedenen Fall den allgemeinen Grundsatz aussprechen 
wollte, die Vorschrift des § 271 Abs. 2 BGB setze voraus, 
daß der Gläubiger gar kein Interesse an der späteren Leistung 
haben könne. Die Revision leitet das Interesse der Klägerin 
an der Einhaltung der in § 2 Nr, 2 b des Kaufvertrags fest­
gelegten Zahlungstermine daraus her, daß in diesem Fall 
nach § 5 des Kaufvertrags die Auflassungsniederschrift erst 
nach der Zahlung der letzten Kaufpreisrate am 1. Januar 1959
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an das Grundbuchamt weiterzuleiten wäre, der Pachtver­
trag damit nach seinem § 3 b erst frühestens mit diesem 
Zeitpunkt enden würde und die Klägerin deshalb bis zu die­
sem Zeitpunkt noch Anspruch auf PachtZahlungen hätte, also, 
wie die Revision geltend macht, mehr bekommen würde, als ihr 
nach dem Berufungsurteil zusteht» Hierbei übersieht die 
Revision jedoch, daß das Berufungsgericht, wie sich aus dem 
Zusammenhang der Gründe des angefochtenen Urteils ergibt, die 
beiden Verträge dahin ausgelegt hat, daß die Beklagte die 
Pachtraten zwar auf jeden Fall, gegebenenfalls an die ürben 
der Klägerin, bis zum 31» Juli 1955 zu zahlen hatte, diese 
Zahlungspflicht aber nicht, wie die Revision meint, auf jeden 
Fall auch über diesen Zeitpunkt hinaus (möglicherweise bis 
zum 1» Januar 1959) fortdauern sollte, wenn die Klägerin 
den 31« Juli 1955 erleben wurde, weil von diesem Zeit­
punkt ab mit Rücksicht auf die Sondervereinbarung des 
§ 5 b des Pachtvertrags nicht mehr das Interesse der Klä­
gerin an der Fortdauer der PachtZahlungen, sondern nur 
noch das Interesse der Beklagten an dem Wegfall der Pacht­
zahlungen durch die Annahme des Kaufangebots entscheidend 
sei» Damit hat das Berufungsgericht das von der Revision 
geltend gemachte Interesse der Klägerin, wenn es nach BGH 
MDR 1951, 26 der Anwendung der Auslegungsregel des § 271 
Abs» 2 3GB überhaupt entgegengestanden hätte, ohne Rechts­
irrtum verneint» Das Berufungsgericht hätte zu Gunsten seiner 
Auslegung der beiden Verträge noch berücksichtigen können, 
daß gegen die Fortsetzung der Pachtzahlungen auch die Be­
stimmung des § 6 des Kaufangebots spricht, nach der mit dem 
Tag der Auflassung, die nach § 5 öes Kaufangebots unverzüg­
lich nach dem Abschluß des Kaufvertrags vorzunehmen ist 
(und damit unverzüglich nach der Annahme des Kaufangebots 
am 31« Oktober 1955 hätte vorgenommen werden müssen), die 
Nutzungen und Lasten des Grundstücks auf die Beklagte über­
gehen’ sollen»
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!+.> Bei diesem Ergebnis kann nur noch von Bedeutung 
sein, ob die Auffassung des Berufungsgerichts auf der Ver­
letzung von Verfahrensvorschriften oder Auslegungsregeln 
beruht. Die insoweit erhobenen Rügen sind jedoch ebenfalls 
unbegründet.

a) Soweit die Revision unter dem Gesichtspunkt der 
Verletzung des § 286 ZPO rügt, es könne die Auffassung des 
Berufungsgerichts nicht richtig sein, daß die Bestimmung 
des § 5 a des Pachtvertrages allein stehe, weil das Beru­
fungsgericht ausdrücklich die wechselseitige Bedingtheit 
der beiden Verträge" voneinander festgestellt habe, steht 
entgegen, daß die Feststellung des Berufungsgerichts nur 
dahin geht, daß der Ausdruck "lebenslängliche“ Rente allein 
stehe. Diese Feststellung wird aber von der Revision nicht 
angegriffen.

Entgegen der Meinung der Revision hat das Berufungs­
gericht auch nicht festgestellt, daß das Kaufangebot selbst 
völlig abgeschlossen sei. Das Berufungsgericht hat, nachdem 
es zuvor die Bestimmung des § ? a des Kaufvertrags gewürdigt 
hatte, nur zum Ausdruck gebracht, daß in dem Vertragsange­
bot selbst eine abschließende Regelung der gegenseitigen 
Pflichten und Rechte der Kaufpartner als solcher getroffen 
werden sollte. Hierfür hat es auch in § 7 des Pachtvertrages 
einen gewissen Anhalt gesehen. Die Meinung der Revision, das 
Berufungsgericht habe insoweit gegen seine Feststellung, daß 
es sich bei den beiden Verträgen um ein Gesamtvertragswerk 
handle, verstoßen, ist deshalb nicht begründet.

b) Nicht ersichtlich ist, wieso die Auffassung des Be­
rufungsgerichts, die Sonderregelung des § 5 b des Pachtver­
trages spreche gegen eine Vereinbarung zugunsten der Klägerin 
Über die Kaufpreisregelung hinaus,-auf einer Verletzung der
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§§ 133? 157 BGB beruhen soll. Die Rüge ist in Wirklich­
keit ein unzulässiger Angriff gegen die Vertragsauslegung 
des Berufungsgerichts.

c) Die Revision meint ferner, das Berufungsgericht 
habe das Vertragswerk nicht gegen die Klägerin auslegen 
dürfen, weil nach seinen eigenen Feststellungen noch eine 
Unklarheit bestanden habe, die es unter Verletzung des
§ 157 BGB nicht aufgeklärt und damit zugleich gegen 
§ 286 ZPO verstoßen habe.

Hierbei übersieht die Revision jedoch, daß das Beru­
fungsgericht die Unklarheit nicht auf den Inhalt des Ver­
tragsangebots für den Kaufvertrag bezogen und ihr deshalb 
für die Beantwortung der entscheidenden Frage, ob die Be­
klagte zur vorzeitigen Zahlung der Kaufpreisraten berech­
tigt war, keine Bedeutung beigemessen hat. Zur Aufklärung 
der Unklarheit nach § 157 BGB bestand deshalb für das Be­
rufungsgericht kein Anlaß.

d) Das Berufungsgericht hat sich mit der Meinung der 
Klägerin auseinandergesetzt, daß in Wahrheit nicht die ein­
zelnen Pachtzahlungen, sondern Kaufpreisfceilzahlungen die
(in § 5 a des Pachtvertrages) vereinbarte ^'lebenslängliche1'«
Rente hätten darstellen sollen (BU S. 21). Die Revision meint 
demgegenüber, die Klägerin habe sich vielmehr darauf bezogen, 
daß die Rente aus dem Pachtvertrag praktisch einen Teil des 
Kaufpreises darstelle. Damit habe sich das Berufungsgericht 
nicht auseinandergesetzt.

Die Rüge ist nicht begründet. Denn selbst wenn der 
Revision darin beizutreten wäre, die Klägerin hätte mit 
ihrer von der Revision geltend gemachten Meinung etwas vesent
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lieh -anderes sagen wollen als das Berufungsgericht angenom­
men hat, so würde die Würdigung des Berufungsgerichts auch 
für die berichtigte Meinung der Klägerin gelten.

e) Auch mit der Ablehnung der nochmaligen Vernehmung
des Zeugen Dr. hat das Berufungsgericht
die Vorschrift des § 286 ZPO nicht verletzt. Das Berufungs­
gericht hat die Ablehnung ohne Rechtsverstoß damit begrün­
det, daß die von der Klägerin in einem Gespräch mit dem 
Zeugen etwa dargelegte Willensrichtung in dem schriftlichen 
Vertragswerk nicht zum Ausdruck gekommen sei. Es ist daher 
auch ohne Bedeutung, ob die Klägerin bei diesem Gespräch 
von einer "lebenslänglichen Kaufpreisrente", wie das Beru­
fungsgericht annimmt, oder nur von einer "lebenslänglichen 
Rente", wie die Revision unter Bezugnahme auf den Schrift­
satz der Klägerin vom 20. Juni 1957 geltend macht, gespro­
chen hat. Es ist deshalb auch die insoweit erhobene Rüge 
der Verletzung des § 286 ZPO nicht begründet.

f) Die Revision greift weiter die Auffassung des Be­
rufungsgerichts an, die Ünverzinslichkeit der Kaufpreisra­
ten sei durch die Zinslosigkeit des Darlehns aufgewogen.
Sie erachtet § 286 ZPO als verletzt, weil das Darlehen 
nur 120 000 Hl betrage, die Kaufpreisraten sich dagegen 
auf 300 000 Hi beliefen. Dem Berufungsgericht kam es jedoch 
ersichtlich nur auf die Unverzinslichkeit der beiden Beträge 
an. Im übrigen können die beiden Beträge auch nicht in der 
Weise, wie es von Seiten der Revision geschieht, einander 
gegenübergestellt werden. Je nach dem Zeitpunkt, in dein die 
Annahme des Verkaufsangebots erfolgte, könnte nämlich der 
Vorteil, den die Klägerin durch-die Unverzinslichkeit des 
Darlehens erlangte, größer sein als der entsprechende Vor­
teil der Beklagten. Dies ergibt sich daraus, daß die Beklagte
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bei der Annahme des Vertragsangebots nach dessen § 2 Nr, 3 
die bis dahin fällig gewordenen Kaufpreisraten, wenn sie 
von ihr nicht schon vorher bezahlt worden waren, zu zahlen 
hatte, ihr Zinsvorteil sich damit nur noch aus den später 
fällig werdenden Kaufpreisraten ergab, während der Klägerin 
bis zur Annahme des Vertragsangebots der Zinsvorteil aus 
dem gleichbleibenden Betrag von 120 000 IM zugute kam* Hinzu 
kommt noch zum Nachteil der Beklagten, daß ihr die Zinsen für 
etwa vor der Annahme des Vertragsangebots bezahlte Kaufpreis­
raten entgingen,

. g) Der Meinung der Revision, das Berufungsgericht habe 
die Verhandlungen des Jahres 195? vor Annahme des Vertragsan­
gebots außer Betracht gelassen und damit ebenfalls die Vor­
schrift des § 286 ZPO verletzt, steht die ausdrückliche (und 
auch näher begründete) Feststellung des Berufungsgerichts 
entgegen, daß sich aus ihnen auch kein weiterer Aufschluß 
darüber ergebe, wie die Urkunden auszulegen seien,

5, Aus der ohne Rechtsirrtum getroffenen Feststellung 
des Berufungsgerichts, daß die Beklagte zur vorzeitigen Zah­
lung der restlichen Kaufpreisraten berechtigt war, ergibt 
sich zunächst die rechtliche Folgerung, daß die Klägerin 
durch die Verweigerung der Annahme der restlichen Kaufpreis­
raten in Annahmeverzüg geraten war. Durch die unter Verzicht 
auf Rücknahme zugunsten der Klägerin erfolgte Hinterlegung 
der restlichen Kaufpreisraten ist daher die Beklagte von 
ihrer Verbindlichkeit befreit worden (§§ 372» 378 BGB),
Damit ist die Klage, soweit mit ihr Zahlung der am 1. Januar 
1956 fällig gewordenen Kaufpreisrate von 30 000 EM begehrt 
wurde, mit Recht abgewiesen worden.

Den mit der Klage weiter geltend gemachten Anspruch auf 
Zahlung der Pachtraten für die Monate November 1955 bis



-  26 -

Januar 1956 hat das Berufungsgericht ohne nähere Begründung 
unter dem Gesichtspunkt des § 2k2 BGB als unbegründet erach­
tet. Eines Eingehens hierauf bedarf es deshalb nicht, weil 
hach dem von dem Berufungsgericht festgestellten Sachverhalt 
die Frage, ob die Klägerin die Pachtraten beanspruchen kann, 
unter Anwendung des § 162 Abs« 1 BGB zu entscheiden ist.
Der Pachtvertrag soll nach seinem § 3 b in dem Zeitpunkt en­
den, in dem das Eigentum an dem Grundstück auf die Beklagte 
übergeht. Der Pachtvertrag v/ar daher durch den Eigentumser­
werb an dem Grundstück auflösend bedingt. Da die Klägerin 
unberechtigt die Annahme des restlichen Kaufpreises verwei­
gert hat und zur Abgabe einer uneingeschränkten Auflassungs­
erklärung nicht bereit war, hat sie wider Treu und Glauben 
den Eigentumserwerb der Beklagten an dem Grundstück und 
damit den Eintritt der den Pachtvertrag beendenden Bedingung 
verhindert. Die Beendigung des Pachtvertrages gilt daher 
nach § 162 Abs» 1 3GB als eingetreten.

Aus den Feststellungen des Berufungsgerichts und dem 
Tatbestand des angefochtenen Urteils ergibt sich allerdings 
nicht eindeutig, von welchem Zeitpunkt ab der Pachtver­
trag als beendet anzusehen ist. Insoweit bedarf es noch wei­
terer Feststellungen des Berufungsgerichts, bei denen zu be­
rücksichtigen ist, daß nach § 5 a des Pachtvertrages die* *
Pachtraten am 1. eines ;jeden Monats fällig sein sollten, die 
Annahme des Kaufangebots am 31- Oktober 1955 erfolgte, den 
Klägerin mit Schreiben des Notars vom 3 . November 1955 die 
Hinterlegung des Restkaufpreises mitgeteilt rde und nach 
§ 3.t> des Pachtvertrags das Pachtverhältnis in dem Zeitpunkt 
endet, in dem die Beklagte Eigentümerin des Grundstücks werden 
sollte. Der Senat vermag sich ohne weitere tatsächliche Fest­
stellungen auch nicht der von dem Prozeßbevollmächtigten der 
Beklagten in der mündlichen Verhandlung geäußerten Meinung • 
anzuschließen, für die Beendigung des Pachtverhältnisses komme
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es nicht auf die Eintragung der Beklagten im Grundbuch, 
sondern auf den Zeitpunkt an, in dem von den Parteien 
alles zu dieser Eintragung Erforderliche getan worden sei.

6 . Das angefochtene Urteil war daher unter Zurückwei­
sung der Revision im übrigen insoweit aufzuheben, als die 
KLage hinsichtlich der Pachtraten, also wegen eines Betrages 
von 13 125 EM nebst Zinsen abgewiesen und die Klägerin inso­
weit zur Tragung der Kosten verurteilt ist.

Soweit die Klägerin mit der Revision keinen Erfolg 
gehabt hat, waren ihr nach § 97 ZPO die Kosten aufzuerle­
gen.

Dr, Tasche Schuster Rothe
Dr. Freitag Dr. Mattem
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